
Zur grundstücksrechtlichen Regelung der bei
einer Verkehrswegeverbreiterung sowie in
ähnlichen Fällen benötigten bzw. in Anspruch
genommenen Flächen stellt ein darauf zuge-
schnittenes behördliches Bodenordnungsverfah-
ren – die Grenzbereinigung – eine elegante und
wirtschaftliche Lösung dar, für die wenigstens
seit der Föderalismusreform die Länder ein
Gesetzgebungsrecht haben, solange und soweit
der Bund hierfür keine Norm erlässt.

1 Einführung

Unter einer Grenzbereinigung wird ein spezielles behörd-
liches Verfahren verstanden, mit dem auf gesetzlicher
Grundlage die Inanspruchnahme zahlreicher kleiner
Grundstücksteile z.B. bei einer Straßenverbreiterung
grundstücksrechtlich elegant geregelt werden kann. In
Hessen wird ein solches Verfahren seit langem erfolgreich
angewandt [1]. Für die neuen Länder hätte eine derartige
Regelung insofern noch besondere Bedeutung, als dort
vor der Wiedervereinigung in vielen Fällen neue Ver-
kehrswege und Wasserläufe ohne Rücksicht auf das je-
weilige Eigentum über die vorhandenen Grundstücks-
strukturen hinweg geführt worden waren und die rechtli-
che Bereinigung dieser Verhältnisse in beträchtlichem
Umfang immer noch aussteht.
Das so naheliegende Bestreben des Landes Thüringen,
sich ebenfalls eines solchen Verfahrens zu bedienen, stieß
allerdings auf verschiedene Widerstände, denen überwie-
gend Zweifel an der entsprechenden Gesetzgebungskom-
petenz dieses Freistaates zugrunde lagen. Angesichts des
Umstandes, dass es für die Anwendung einer derartigen
Regelung wohl kaum von Bedeutung ist, welcher Gesetz-
geber – das Land oder der Bund – als rechtlicher Stifter für
derartige Verfahren auftritt, entstand daraufhin zunächst
die Hoffnung, dass der Bund bei der Konzeption seines
Grundstücksrechtsbereinigungsgesetzes die Grenzberei-
nigung miteinbeziehen werde [2].
Da das nicht geschehen ist und die Kataster- und Vermes-
sungsverwaltungen der Länder weiterhin ein großes Inte-
resse an einem für die Regulierung der genannten Grund-
stücksverhältnisse konzipierten Bodenordnungsverfahren
haben, stellt sich die Frage, ob den Ländern nicht doch die
entsprechende Gesetzgebungsbefugnis zusteht. Dabei ist
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es nicht ganz unbeachtlich, ob die Föderalismusreform
die zuvor bestehende Rechtslage geändert hat.

2 Die herkömmliche Bereinigung
der Grundstücksverhältnisse an den
sog. langgestreckten Anlagen

Soweit die bei derart linienhaften Infrastrukturmaßnah-
men in Anspruch genommenen Flächen nicht im Rahmen
einer Flurbereinigung oder städtebaulichen Umlegung
(mit-) bereinigt werden, erfolgt die grundstücksrechtliche
Regelung über Fortführungsvermessungen. Diese bedin-
gen einen hohen Aufwand und führen zunächst zu vielen
Kleinstflurstücken, die zur Erreichung ihrer Zusammen-
fassung zu sinnvollen Einheiten einer meist bedeutenden
Zahl von Notarverträgen bedürfen. Auch die Fortführung
des Grundbuchs und des Liegenschaftskatasters erfordert
einige Mühe.
Weiterhin unterbleibt die Vereinigung der Splissparzellen
leider nicht selten. Dies führt nicht nur zu einer erhebli-
chen Belastung der genannten Nachweise, sondern hat ge-
legentlich auch Verwirrungen zur Folge, die durch bei
Grundstücksverkäufen vergessene oder verwechselte Flä-
chen hervorgerufen werden.

3 Die Grenzbereinigung

Bei der Grenzbereinigung erfolgt die Veränderung der
Grundstücke weithin in einem Zuge. Die sonst erforder-
lichen Teilungen und anderweitigen Vereinigungen der je-
weils betroffenen Parzellen werden bei diesem Verfahren
durch eine recht einheitliche Lösung ersetzt und diese hin-
terlässt in der Regel eine „saubere“ Kataster- und Grund-
buchsituation.

4 Die Bestimmungen des Grundgesetzes

Zwar haben gemäß Art. 30 und 70 I GG grundsätzlich die
Länder das Gesetzgebungsrecht, doch stehen auch dem
Bund wesentliche Regelungsbereiche zu, die entweder
seiner ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz ( allge-
mein Art. 71 und 73 GG) unterliegen oder zum Konkur-
renzbereich mit den Ländern (Art. 72 und 74 GG) gehö-
ren.
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Sowohl das bürgerliche Recht als auch das Bodenrecht
zählen zur konkurrierenden Gesetzgebung (Art. 74 I
Nr. 1 bzw. Nr. 18 GG). Hier haben die Länder gemäß
Art. 72 I GG die Befugnis zur gesetzlichen Gestaltung, so-
lange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszu-
ständigkeit keinen Gebrach gemacht hat.
Bei dieser Bestimmung hat sich durch die Föderalismus-
reform keine geänderte Rechtslage ergeben, neu ist jetzt
allerdings, dass der Bund gemäß Art. 72 II GG für das
bürgerliche Recht die Gesetzgebungsbefugnis hat, wenn
und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Das Bo-
denrecht dagegen wird von dieser Bestimmung nicht er-
fasst.
So spielt für die weitere Erörterung eine Rolle, ob die
Grenzbereinigung zum bürgerlichen Recht oder zum
Bodenrecht1 zählt, ob die bundesgesetzlichen Rechts-
vorschriften eine Lücke aufweisen und ggf., ob die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder die
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung er-
forderlich macht. Schließlich kann dabei auch nicht un-
beachtet bleiben, dass die Flurbereinigung als Folge der
Föderalismusreform zur Ländersache wurde.

5 Der Regelungsbereich des bürgerlichen
Rechts

Den Kern des bürgerlichen Rechts – das sog. Allgemeine
Privatrecht – deckt das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB)
mit seinen Vorschriften zum Recht der Schuldverhält-
nisse, zum Sachenrecht, zum Familienrecht und zum Erb-
recht, die insgesamt durch einen vorangestellten allge-
meinen Teil ergänzt werden, ab. Daneben existieren je-
doch weitere Gesetze des Bundes, die dem sog. Sonder-
privatrecht zugeordnet werden. Zu diesen zählen u.a. das
Baugesetzbuch und das Flurbereinigungsgesetz (das vor
der Föderalismusreform in Kraft getreten war). Seit der
Wiedervereinigung sind weiterhin verschiedene Spezial-
gesetze, die für die neuen Länder von großer Bedeutung
sind, hinzugekommen, so z.B. das erwähnte Grundstücks-
rechtsbereinigungsgesetz. Einen Abschluss hat die Ge-
setzgebung zum Privatrecht damit allerdings auch nicht
gefunden. Als ein junges Beispiel für neue Kodifikationen
kann das Lebenspartnerschaftsgesetz ins Feld geführt
werden.
Im weiteren Sinne – und damit ergebnisoffen [4] – kann
als bürgerliches Recht also der Gesamtbereich der ge-
setzlichen Bestimmungen für das Verhältnis der Bürger
untereinander betrachtet werden. Bei dieser Sichtweise
reicht das bürgerliche Recht bis in das Bodenrecht hinein.
Bürgerliches Recht im engeren Sinne ist dagegen das
im BGB Geregelte.

6 Der Begriff des Bodenrechts

Bodenrecht sind diejenigen öffentlich-rechtlichen Nor-
men, die die rechtlichen Beziehungen zum Grund und
Boden, insbesondere zu dessen Nutzbarkeit regeln2. Die
maßgebende Leitlinie dafür im Sinne des Art. 74 I
Nr. 18 GG ist die Regelung der Bodennutzung im öffent-
lichen Interesse, weshalb Bauleitplanung, Baulandumle-
gung und Baulanderschließung (diese ohne das Erschlie-
ßungsbeitragsrecht) zum Bodenrecht gehören [5].

7 Einordnung der Grenzbereinigung unter die
Begriffe bürgerliches Recht und Bodenrecht

Bei der Grenzbereinigung handelt es sich um ein Boden-
ordnungsverfahren, das von daher mit der Baulandumle-
gung – aber auch mit der Flurbereinigung – naturgemäß
die Regelung der Grundstücksverhältnisse gemeinsam
hat. Allerdings bezieht sich die Baulandumlegung auf
den städtebaulichen Grundstücksverkehr, während die
Regelungsaufgaben der Grenzbereinigung vornehmlich
im sog. Außenbereich liegen.
Durch die Zuweisung der Flurbereinigung zur Gesetzge-
bungsbefugnis der Länder im Rahmen der Föderalismus-
reform ist der landwirtschaftliche Bodenverkehr nunmehr
dem Kompetenzbereich des Bundes entzogen. Dies deutet
darauf hin, dass die Grenzbereinigung, da sie auf Grund-
stücksregelungen außerhalb der städtebaulichen Zielset-
zung ausgerichtet ist, nicht (mehr) zum Bodenrecht im
Sinne des Art. 74 I Nr. 18 GG zu zählen ist. Sie unterfällt
daher dem bürgerlichen Recht (im weiteren Sinne).

8 Existiert hinsichtlich der Grenzbereinigung
eine Lücke im Regelungswerk des Bundes?

Das BGB liefert insbesondere mit seinen Bestimmungen
zum Sachenrecht verschiedene Grundlagen, auf denen die
Ausführung der Fortführungsvermessungen beruht.
Das Baugesetzbuch regelt die Bodenordnung für die be-
bauten und zur Bebauung anstehenden Bereiche mit der
Zielsetzung, bebauungsfähig gestaltete Grundstücke zu
erhalten. Dabei werden entweder lose bebaute Flächen
einer planmäßigen Verdichtung zugeführt oder ganz
neue Gebiete für Bauzwecke zur Verfügung gestellt.
Sinn der Flurbereinigung ist es, die Agrarstruktur im länd-
lichen Raum zu verbessern und dazu – neben anderen
Maßnahmen – die Grundstücksverhältnisse durch wirt-
schaftlicher zu bearbeitende Areale günstiger zu gestal-
ten.
Während somit das Baugesetzbuch keine Verfahren außer-
halb der bebauten oder zur Bebauung anstehenden Flä-
chen – d.h. im Außenbereich – zulässt, stellt die Flurbe-
reinigung ein Bodenordnungsverfahren dar, das mit seiner
Zielsetzung und seinem Instrumentarium (Teilnehmerge-
meinschaft, Nebenbeteiligte) ganz entscheidend auf die
Bereinigung großräumiger Areale ausgerichtet ist. Zudem

1 Zu den Gegenständen der konkurrierenden Gesetzgebung gehört ge-
mäß Art. 74 I Nr. 30 GG auch die „Bodenverteilung“. Dieser Begriff
steht allerdings für den Bereich der „Bodenreform“ – worunter die Über-
führung von Grund und Boden in Gemeineigentum zu verstehen ist [3] –
und kann hier deshalb außer acht bleiben. 2 BVerfGE 3,407(424);34,139(144)
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stellt die Flurbereinigung ein planerisches Verfahren dar,
bei dem es eigentlich nicht darum geht, bereits für Straßen
in Anspruch genommene Flächen einer rein grundstücks-
rechtlichen Ordnung zuzuführen. Genau dies ist aber in
den neuen Ländern eine – neben der Grundstücksregelung
im Zuge von Straßenverbreiterungen – in großemUmfang
noch zu bewältigende Aufgabe.
Eine Lücke ist somit klar ersichtlich. Ohne einen derart
ungeregelten Bereich gäbe es auch keinen Anlass für
das Streben nach einer Rechtsgrundlage für die Grenzbe-
reinigung.
Zu erörtern ist allerdings noch, ob die Möglichkeit be-
steht, dass der Bund das bürgerliche Recht abschließend
regeln und damit den Ländern bewusst keinen Spielraum
zur weiteren Gesetzgebung lassen wollte.
Bei der entsprechenden Betrachtung ist zwischen dem
bürgerlichen Recht im engeren und im weiteren Sinne
zu unterscheiden und die Veränderung der Situation durch
die Föderalismusreform einzubeziehen.
Zur Frage der sog. erschöpfenden Gesetzgebung des Bun-
des hat sich das Bundesverfassungsgericht3 folgenderma-
ßen geäußert: Wann eine bundesrechtliche Regelung als
erschöpfend anzusehen ist, folgt aus einer Gesamtwürdi-
gung des betreffenden Normenkomplexes. Hierbei recht-
fertigt der Erlass eines Bundesgesetzes über einen be-
stimmten Gegenstand für sich alleine noch nicht die An-
nahme, dass damit die Länder von einer eigenen Gesetz-
gebung ausgeschlossen sind; es können noch Bereiche
übrig bleiben, deren Regelung den Ländern offen steht.
Maßgebend ist, ob ein bestimmter Sachverhalt tatsächlich
umfassend und lückenlos geregelt ist oder nach dem aus
Gesetzgebungsgeschichte und Materialien ablesbaren ob-
jektivierten Willen des Gesetzgebers abschließend gere-
gelt werden sollte. Die erschöpfende Regelung einer Ma-
terie durch den Bund kann auch nicht alleine deshalb an-
genommen werden, weil der Bundesgesetzgeber das be-
treffende Sachgebiet kodifiziert hat. Raum bleibt den Län-
dern im Übrigen selbst bei umfassender Regelung derMa-
terie durch den Bund nach Maßgabe der im Bundesgesetz
vorgesehenen Regelungsvorbehalte zugunsten des Lan-
desgesetzgebers, im Bereich des bürgerlichen Rechtes
also derjenigen des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-
chen Gesetzbuch (EGBGB).
Die den Ländern danach zugestandenen Gesetzgebungs-
sonderrechte betreffen u.a. die Unschädlichkeitszeugnisse
und das Nachbarrecht. Art. 113 EGBGB enthält sogar
einen landesrechtlichen Vorbehalt zur Regulierung von
Wegen, auf den sich das Land Hessen auch berufen hat
[1].
Sprechen die vorangegangenen Ausführungen schon da-
für, beim bürgerlichen Recht im engeren Sinne keine
durch das BGB erfolgte abschließende Regelung dieser
Rechtsmaterie zu sehen, besteht für eine Vermutung des
erschöpfenden Gebrauchs des Gesetzgebungsrechts durch
den Bund gar kein Raum mehr, wenn man das bürgerliche
Recht im weiteren Sinne betrachtet. Bereits die laufend
neu hinzugekommenen Gesetze des Bundes bestätigen

vielmehr die bereits genannte Entwicklungsoffenheit,
bei der man nicht mehr von einem geschlossenen System
reden kann, das nur noch Fortschreibungen unterworfen
ist.
Auch von einem „absichtsvollen Unterlassen“4 oder „be-
redtem Schweigen“5 [6] des Bundesgesetzgebers zur
Grenzbereinigung kann offensichtlich keine Rede sein.
Der Entwurf des Grundstücksrechtsbereinigungsgesetzes
war wohl schon zu weit fortgeschritten und in seinen Ziel-
setzungen anders als auf die Grenzbereinigung ausgerich-
tet. Dass der Bund schließlich die Länder bewusst hindern
wollte, die grundstücksrechtliche Regelung von Straßen-
verbreiterungen und ähnliche Aufgaben eleganter und
wirtschaftlicher als durch Fortführungsvermessungen zu
regeln, ist gänzlich abwegig. Dafür gibt es auch keine An-
haltspunkte (vgl. [1]).
Aus der Zuweisung der Flurbereinigung zur Gesetzge-
bungskompetenz der Länder durch die Föderalismusre-
form kann vielmehr ebenfalls geschlossen werden, dass
der Bund gegen eine Länderzuständigkeit für Bodenord-
nungsverfahren außerhalb des städtebaulichen Bereichs
keine Vorbehalte hat.
Angefügt sei noch, dass Pestalozza [7] und Stettner [6]
sogar der Ansicht sind, jeder Ausschluss der Länder
von der Gesetzgebung auf dem Gebiet der konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenzen sei legitimationsbedürf-
tig, nicht nur hinsichtlich des ob, sondern auch der Tiefe
nach. Stettner betont weiter, dass ein Gebrauchmachen im
Sinne von Art. 72 I GG auch nur vorliege, wenn der Bun-
desgesetzgeber im Hinblick auf eine bestimmte Materie
tatsächlich regelnd tätig geworden ist.

9 Macht die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet
oder die Wahrung der Rechts- oder
Wirtschaftseinheit im gesamtwirtschaft-
lichen Interesse eine bundesgesetzliche
Regelung der Grenzbereinigung
erforderlich?

Bis zur Föderalismusreform gehörte die Flurbereinigung
zu den zu Recht vom Bund zu regelnden Rechtsmaterien.
Die seitherige Zuweisung zur Gesetzgebungsbefugnis der
Länder zeigt, dass der Bund selbst bei diesem wesent-
lich bedeutenderen und größeren Regelungsbereich keine
Notwendigkeit (mehr) für bundesgesetzlich einheitlich
gestaltete Verfahrensabläufe sieht.
Dies macht deutlich, dass auch die Vorschrift des
Art. 72 II GG zu keinem Bundesvorbehalt für eine gesetz-
liche Regelung der Grenzbereinigung führt. Wollte man
die Grenzbereinigung zum Bodenrecht im Sinne des
Art. 74 I Nr. 18 GG zählen, wäre das Ergebnis das gleiche
– nur dass es dann auf die Überwindung dieser Hürde gar-
nicht ankäme.

3 BVerfGE 78,132(144f.)
4 BVerfGE 32,319(327f.);98,265(300);109,190(233)
5 BVerfGE 109,272(283)
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10 Ergebnis

Die Grenzbereinigung – jedenfalls, soweit sie für den
städtebaulichen Außenbereich vorgesehen ist – zählt
zum bürgerlichen Recht im weiteren Sinne, unterliegt
dabei dem Regelungsbereich des Art. 74 I Nr. 1 GG und
damit der konkurrierenden Gesetzgebung, für die die
Länder die Befugnis zum Normenerlass haben, solange
und soweit der Bund von seiner Gesetzregelungszustän-
digkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat.
Eine solche Regelungslücke liegt hier vor. Für ein „ab-
sichtsvolles Unterlassen“ einer bundesgesetzlichen Rege-
lung zur Grenzbereinigung oder ein „beredtes Schwei-
gen“ sind keine Anhaltspunkte ersichtlich.
Auch die Vorschrift des Art. 72 II GG hindert die Länder
nicht, die bestehende Regelungslücke durch den Erlass ei-
gener Grenzbereinigungsgesetze zu füllen. Dass hier die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bun-
desgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschafts-
einheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetz-
liche Regelung erforderlich macht, kann nicht festgestellt
werden.
Zumindest seit der Föderalismusreform sind die Länder
ohne Grenzbereinigungsgesetz also nicht mehr gehindert,
dem guten Beispiel von Hessen zu folgen.
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Konstruieren mit Lineal und Zirkel – Nachgebaute Messgeräte
von Helmut Minow und Konrad Peters
Dortmund 2009, Doppelband 38 der Schriftenreihe des Förderkreises Vermessungstechnisches Museum e.V. in Dortmund,
44 Seiten, Softcover, Preis 10 EUR

Seit dem Erscheinungsbe-
ginn der o.g. Schriftenreihe
im Jahre 1979 liegt nun der
38. Bandmit zwei interessan-
ten Beiträgen von Autoren
vor, die sich um die Ge-
schichte des Vermessungs-
wesens schon wiederholt
mit Veröffentlichungen ver-
dient gemacht haben.
Der erste Teil von H. MINOW

beschäftigt sich mit geome-
trischen Konstruktionen un-
ter Verwendung von Lineal
und Zirkel, die im Computer-
zeitalter in Schule und Praxis
leicht in Vergessenheit gera-
ten sind. Da die Vielecke
(regelmässiges Vier-, Fünf-,
Sechs-, Sieben-, Acht- oder
Zehneck) an historischen

Bauwerken oft vorhanden
oder in deren alten Bauzeich-
nungen dokumentiert sind,
sollte der Aufmessende
auch wissen, wie diese durch
Kreisteilung entstanden. Da-
für gibt es instruktive Abbil-
dungen, welche die Kon-
struktion erläutern und damit
bei einer evtl. notwendigen
Programmierung helfen
könnten. Daneben erfährt
der Leser auch etwas über
den genialen Konstruktions-
nachweis für das regelmässi-
ge 17-Eck durch den jungen
C. F. Gauß im Jahre 1796,
geometrische Zusammen-
hänge beim „Goldenen
Schnitt“ oder die Verwen-
dung eines „Proportional-

zirkels“ für die Aufteilung
eines Kreises in beliebige
gleichgrosse Abschnitte.
Im zweiten Teil stellt K.
PETERS die Nachbauten von
Messgeräten vor, deren Ori-
ginale bei der Errichtung an-
tiker Bauwerke Verwendung
fanden. Seit Jahrzehnten hat
der Autor schon über Bau
und Vermessung unter-
schiedlicher klassischer Tun-
nel, Wasserläufe u.a. berich-
tet. Nun dokumentiert er die
von ihm nachgeschaffenen
Messgeräte – welche schon
auf vielen Ausstellungen ge-
zeigt wurden – an Hand von
Fotos und Beschreibungen.
Es handelt dabei sich um
Lot- und Wasserwaagen, me-

chanische Vorläufer der Ni-
velliergeräte (z. B. das Chor-
obat) sowie Absteckgeräte
für rechte und andere vorge-
gebenen Winkel (u.a. die
Pompeji-Groma). Abschlies-
send werden auch Hinweise
darauf gegeben, wo Geräte-
nachbauten ausgestellt sind.
Ein Literaturverzeichnis
stellt die verfügbare Literatur
aus dem 20. Jahrhundert zu-
sammen.
Allen Freunden der Schrif-
tenreihe kann dieses Bänd-
chen zur Lektüre und für
ihre Sammlung empfohlen
werden.

H. Hoffmeister,
Erfurt
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